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des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

Mischgebiete  

Gewerbegebiete  

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

geschlossene Bauweise

 
 

3. ÄNDERUNG  BEBAUUNGSPLAN  NR.  55   
„ H A S E S T R A S S E “ 
 (VEREINFACHTES  VERFAHREN  NACH  §  13  BAUGB) 
 
STADT  QUAKENBRÜCK 
 
SAMTGEMEINDE  ARTLAND  /  LANDKREIS  OSNABRÜCK 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  16.09.2019  die Aufstellung der Änderung des Be-
bauungsplans im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 
BauGB beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am  26.09.2019  ortsüblich 
bekannt gemacht. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

Der Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) der Bebau-
ungsplanänderung ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am  
...................  im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück 
bekannt gemacht worden. Die Bebauungsplanänderung 
ist damit am  ....................  rechtsverbindlich geworden. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  29.06.2020  dem Entwurf der Bebauungsplanände-
rung und der Entwurfsbegründung zugestimmt und die 
öffentliche Auslegung gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer 
der öffentlichen Auslegung wurden am  06.07.2020  orts-
üblich bekannt gemacht.  
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung und die Ent-
wurfsbegründung haben vom  14.07.2020  bis einschl.  
14.08.2020  gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 
Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
 
Quakenbrück, den  ....................  

Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Be-
bauungsplanänderung ist die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften (Beachtlichkeit gemäß §§ 214 und 
215 BauGB) beim Zustandekommen der Bebauungsplan-
änderung nicht geltend gemacht worden. 
 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  ....................  dem geänderten Entwurf der Bebau-
ungsplanänderung und der Entwurfsbegründung zuge-
stimmt und die erneute Auslegung gem. § 4a Abs. 3 in 
Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und 
Dauer der 2. öffentlichen Auslegung wurden am  
....................  ortsüblich bekannt gemacht.  
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung und die Ent-
wurfsbegründung haben vom  ....................  bis einschl.  
....................  gem. § 4a Abs. 3 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB 
öffentlich ausgelegen. Anregungen und Bedenken können 
nur zu den geänderten bzw. ergänzten Teilen vorgebracht 
werden. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

 

Der Rat der Stadt hat die Bebauungsplanänderung im 
vereinfachten Verfahren (§ 13 BauGB) nach Prüfung der 
Bedenken und Anregungen ( § 3 Abs. 2 BauGB) in seiner 
Sitzung am  07.12.2020  als Satzung gem. 10 Abs. 1 
BauGB sowie die Begründung beschlossen. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

Die Bebauungsplanänderung wurde ausgearbeitet vom: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Osnabrück, den 06.05.2020 

 

R E C H T S G R U N D L A G E N – alle in der derzeit gültigen Fassung 
Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634),   
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I, S. 1728).   
 

Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017  
(BGBl. I, S. 3786).   
 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz - NKomVG - vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, 
S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. 2020, S. 244).   
 

 
Kartengrundlage: 
ALKIS-Daten im DXF-Format 
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung  © 2017 
 

Herausgeber: 
LGLN - Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung  
Niedersachsen, Regionaldirektion Osnabrück-Meppen 
über Stadt Quakenbrück, Fachbereich 3, EDV 
 

Ausgabejahr: 
Stand: 23.11.2017 
 

P R Ä A M B E L 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und der §§ 10 und 58 des Niedersächsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt diese Bebauungsplanänderung im ver-
einfachten Verfahren (§ 13 BauGB), bestehend aus der Kennzeichnung des räumlichen Geltungsbereiches der 
Änderung (Übersichtskarte) und den nachstehenden textlichen Festsetzungen, in der Sitzung am  07.12.2020
als Satzung beschlossen. 
 
 
P L A N U N G S R E C H T L I C H E     F E S T S E T Z U N G E N  
1. Im Mischgebiet (MI) und im Gewerbegebiet (GE) sind Vergnügungsstätten auch ausnahmsweise nicht zu-

lässig. Ferner sind Wohnungsprostitution, Sexshops und solche Betriebe, deren beabsichtigte Nutzung auf 
die Ausübung sexueller Handlungen innerhalb der Betriebsflächen ausgerichtet ist oder bei denen die Aus-
übung sexueller Handlungen ein betriebliches Wesensmerkmal darstellt (z.B. Bordelle, bordellartige Betrie-
be, sogenannte Swinger-Clubs) oder gewerbliche Zimmervermietungen zum Zweck der Vornahme sexuel-
ler Handlungen nicht zulässig (§ 1 Abs. 5, 6 u. 9 BauNVO). 

 

2. Im Mischgebiet (MI) und im Gewerbegebiet (GE) sind Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung zuläs-
sig. Dementsprechend sind Anlagen der Fremdwerbung gem. § 1 Abs. 5 u. 9 BauVNO nicht zulässig. 

 

3. Je angefangene 300 m² Baugrundstück ist auf dem jeweiligen Baugrundstück mindestens ein hochstämmi-
ger Laubbaum (Stammumfang in 1 m Höhe mind. 14 cm) zu pflanzen. Vorhandene Bäume (Stammumfang 
in 1 m Höhe mind. 14 cm)  können angerechnet werden. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. 

 

4. Auf Stellplatzanlagen ab 8 Stellplätze ist je angefangene 8 Stellplätze mindestens ein hochstämmiger Laub-
baum (Stammumfang in 1 m Höhe mind. 14 cm) zu pflanzen.  

 

5. Bei allen im Bebauungsplan festgesetzten Gehölzpflanzungen sind ausschließlich standortgerechte heimi-
sche Gehölze entsprechend der Liste in der Begründung zu verwenden. 

 

6. Dachflächen mit einer Neigung bis 15 Grad sind mit einem Anteil von mindestens 85 % der Dachfläche 
fachgerecht zu bepflanzen (mindestens extensiv) und so dauerhaft zu unterhalten. Anlagen zur Gewinnung 
von Solarenergie sowie für erforderliche technische Dachaufbauten sind - auch zu Lasten der Dachbegrü-
nung - zulässig. 

 

7. Die nicht überbauten Flächen der Grundstücke sind - soweit nicht schon Pflanzgebote für sie bestehen - als 
Grünflächen oder gärtnerisch anzulegen. Vegetationsfeindliche Schotter-, Splitt- oder Kiesflächen sind nicht 
zulässig. 

 

8. Die sonstigen Festsetzungen des geltenden Bebauungsplanes werden unverändert beibehalten. 
 
 
Quakenbrück, den  .......................  
 
 
 
......................................................... ..................................................... 
Bürgermeister Stadtdirektor 
 
 
H I N W E I S E 
1. Aus Gründen des vorsorgenden Hochwasserschutzes bei Starkregenereignissen ist das Merkblatt DWA-M 

553 „Hochwasserangepasstes Planen und Bauen“ grundsätzlich zu beachten. Dies gilt insbesondere wenn 
hier Gebäude bestehen oder errichtet werden sollen, die dem dauernden Aufenthalt von Menschen dienen. 
Dabei sind die gemäß DWA-M 553 vorgesehenen Strategien zur Risikominimierung „Ausweichen“, „Wider-
stehen“ und/oder „Anpassen“ entsprechend der Schutzwürdigkeit der jeweils geplanten baulichen Nutzung 
zu wählen bzw. zu kombinieren. Eine angemessene Hochwasservorsorge liegt dabei in der Verantwortung 
des jeweiligen Bauherrn.  

 

2. Bei Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungsleitungen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und 
Unfälle vermieden werden. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträger um Anzeige der erdverleg-
ten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten.  

 

3. Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Arbeitsblattes W 405 
der Technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) einzuhalten. 

 

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 
1. Im Änderungsbereich befindet sich der Altstandort Friedrichstraße 18, der mit dem Akten-

zeichen 459.030.530.5.017 im Altlastenkataster des LK Osnabrück erfasst worden ist. Bis 
2003 bestand hier eine Textilfabrik. Nach den vorliegenden Erkenntnissen sind keine erheb-
lichen Gefahren durch diesen Altstandort zu erwarten. Sollten jedoch bei Boden- und Erdar-
beiten Boden- und Grundwasserverunreinigungen festgestellt werden, so ist unverzüglich 
Kontakt mit der Unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises Osnabrück aufzunehmen. 

 

2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 
können u.a. sein. Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) ge-
macht oder Denkmale der Erdgeschichte (hier: Überreste oder Spuren - z.B. Versteinerun-
gen -, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder pflanzlichen Lebens in vergange-
nen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, sind diese gemäß 
§ 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der 
Denkmalbehörde des Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker 
Land, Lotter Straße 2, 49078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433, Mail: archaeolo-
gie@osnabrueck.de) unverzüglich gemeldet werden.  
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und 
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach 
der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die 
Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

3. Der Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG ist auf der Umsetzungsebene (der Realisierung der 
Bauvorhaben) sicherzustellen. Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigung von Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten geschützter Tierarten sollte z. B. die Beseitigung von Gehölzbe-
ständen und etwaigen Feuchtbiotopen ausschließlich in der Zeit vom 01.10. bis zum 28.02. 
erfolgen. Erhebliche Beeinträchtigungen der Lebensstätten von Vögeln und Fledermäusen 
könnten so weitgehend vermieden werden. Gegebenenfalls ist zu prüfen, ob andere Ver-
meidungs- oder Ausgleichsmaßnahmen infrage kommen oder ob artenschutzrechtliche Aus-
nahmen gemäß § 45 BNatSchG beantragt werden müssen. 

 


